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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Bereits im Vorjahr hatten Studien ergeben, dass die starke Zuwanderung insbesondere
in grossen urbanen Zentren zur Wohnungsknappheit beitrage. Ein von einer knappen
Mehrheit der UREK-NR getragenes Postulat forderte 2013 aus diesen Gründen die
Überprüfung einer Ausweitung der flankierenden Massnahmen auf das
Wohnungswesen. Bastien Girod (gp, ZH) erklärte im Namen dieser
Kommissionsmehrheit, steigende Wohnpreise und die dadurch drohende Verdrängung
gewisser lokaler Bevölkerungssegmente wirken sich negativ auf die Akzeptanz der
Personenfreizügigkeit aus. Solche Entwicklungen gelte es aktuell insbesondere aufgrund
hängiger Anliegen wie der Masseneinwanderungs-Initiative, der Ecopop-Initiative sowie
einer möglichen Abstimmung zur Erweiterung der Personenfreizügigkeit auf Kroatien zu
verhindern. Eine starke bürgerliche Kommissionsminderheit machte zwar ebenfalls die
Personenfreizügigkeit für den steigenden Druck auf dem Wohnungsmarkt
verantwortlich, erachtete die geforderten flankierenden Massnahmen allerdings nur als
Symptombekämpfung. Walter Wobmann (svp, SO) setzte sich im Namen der Minderheit
anstelle der flankierenden Massnahmen für eine Regulierung der Zuwanderung ein, wie
dies ebenfalls von den beiden hängigen Volksinitiativen gefordert wird. In seiner
Antwort zum Postulat wies der Bundesrat darauf hin, dass die Regierung aufgrund der
Ergebnisse des im Vorjahr publizierten Berichts über die Personenfreizügigkeit und die
Zuwanderung in der Schweiz bereits beauftragt worden war, Massnahmen zur
Förderung des gemeinnützigen Wohnungsbaus zu prüfen. Aus diesen Gründen
beantragte er die Annahme des Postulats. Diese wurde im Nationalrat denn auch
beschlossen, allerdings nur knapp: Mit 89 zu 82 Stimmen obsiegten die Fraktionen der
Grünen, SP und GLP mit (gross)mehrheitlicher Unterstützung der CVP- und BDP-
Fraktion. 1

POSTULAT
DATUM: 19.03.2013
MARLÈNE GERBER

1) Po. 12.3662: AB NR, 2013, S. 363 f.
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